
Ab dem 3. Dezember 2018 muss die
Geoblocking Verordnung der EU, die
am 22. März in allen EU-Staaten in Kraft
trat, angewendet werden. Durch diese
Verordnung soll ein möglichst unbe-
schränkter Waren- und Dienstleistungs-
verkehr innerhalb der EU gewährleistet
werden. Fast Zweidrittel der europäi-
schen Online-Händler verkaufen grenz-
überschreitend. 

Definition Geoblocking
Beim Geoblocking wird dem Nutzer auf-
grund seines Aufenthaltsortes der Zu -
gang zu bestimmten Webseiten oder zu
Teilen der Webseiten verwehrt. Beispiels-
weise können Versandmöglichkeiten ein-
geschränkt werden, Konten nicht akzep-
tiert, die Rechnungsstellung an ausländi-
sche Adressen abgelehnt werden oder
auch unterschiedliche Konditionen für
bestimmte Kunden festgelegt werden.
Festgestellt wird der Aufenthaltsort bspw.
durch die IP-Adresse, die eine Länder-
kennung enthält. Kunden mit einer deut-
schen IP-Adresse kommen dann nur auf
die deutsche Seite, Kunden mit spani-
scher IP-Adresse nur auf die spanische
Seite. Durch die Geoblocking-Verord-
nung wird Geoblocking grundsätzlich
verboten, da es sich um Diskriminierung
handelt.

Geltungsbereich
Die neue Verordnung gilt nur für Kun-
den. Dieser Begriff ist so definiert, dass
einerseits Endverbraucher gemeint sind
und andererseits Unternehmen, die Wa -
ren und Dienstleistungen für sich selbst,
ohne sie weiterzuverwerten, kaufen.
Fraglich ist, wie diese Endverbraucherei-
genschaft geprüft werden soll. Die Ver-
ordnung gilt für alle Anbieter, d.h.
sowohl für Online-Händler als auch für
Online-Marktplätze - egal wie groß sie
sind.

Status quo
Bei vielen Online-Shops gibt es verschie-
dene Länderseiten, die an die Zielländer
in Bezug auf die Sprache, die Zahlungs-
modalitäten und Lieferbedingungen etc.
angepasst sind. Nutzer mit entsprechen-

der IP-Adresse werden automatisch auf
diese Seiten gelenkt. Dieser Automatis-
mus ist ab dem 3. Dezember grundsätz-
lich verboten.

Die Geoblocking-Verordnung bezieht
sich auf Waren und Dienstleistungen.
Art. 4 regelt drei Szenarien, in denen
die Kunden durch AGB nicht mehr unter-
schiedlich behandelt werden dürfen:
1.) beim Verkauf von Waren - die Liefe-

rung ist aber nicht betroffen. 
Käufer müssen die Ware selbst abho-
len oder die Lieferung selbst organi-
sieren.

2.) elektronische Dienstleistungen müs-
sen allen EU-Bürgern gleichermaßen 
zur Verfügung stehen.

3.) Dienstleistungen, die an einem be -
stimmten Ort erbracht werden (Kon-
zertkarten, Hotelbuchungen, Auto-
vermietungen) müssen für alle Kun-
den gleich sein.

Ausnahmen ab 3. Dezember
Kunden können der Weiterleitung aus-
drücklich zustimmen, um bspw. eine mut-
tersprachliche Seite aufzurufen. Ein nie-
derländischer Kunde, der einen deut-
schen Shop besucht, kann durch aktives
Anklicken eines Buttons z. B. die nieder-
ländische Version aufrufen. Es ist mög-
lich im Nutzerkonto diese Präferenz
abzuspeichern, ein Widerruf muss aber
jederzeit möglich sein.
Manchmal gibt es rechtliche Gründe für
eine Weiterleitung, wenn z.B. die Rege-
lungen für den Vertrieb und die Wer-
bung für bestimmte Produkte unterschied-
lich sind. Dies gilt z. B. für E-Zigaretten,
Heilmittel, Nahrungsergänzungsmittel.
Hier entstehen bei Mischsortimenten
enorme Umsetzungsprobleme!
Aufgrund unterschiedlicher Mehrwertsteu-
ersätze in den verschiedenen Ländern ist
es möglich, unterschiedliche Bruttopreise
anzugeben, solange der Nettopreis ein-
heitlich ist. Händler müssen unterschiedli-
che  außervertragliche ge  setzliche Anfor-
derungen umsetzen, dürfen also bspw.
nicht gegen Bestimmungen des Jugend-
schutzes verstoßen. Auch Kennzeich-
nungspflichten müssen erfüllt werden.

Der Anbieter muss die Gründe für eine
Weiterleitung, Sperre oder Einschrän-
kung deutlich kommunizieren.

AGB anpassen
Die AGB müssen für alle Kunden gleich
sein. Es darf keine Unterschiede mehr
geben, die aus dem Herkunftsland des
Kunden begründet sind. Ein deutscher
Kunde muss z.B. von Sonderangeboten
in Frankreich profitieren können. 
Allerdings werden die Shopbetreiber
nicht verpflichtet, in alle EU-Staaten zu
liefern. Es müssen nur alle Liefermöglich-
keiten allen gleichermaßen angeboten
werden, z. B. eine Abholung im Ge -
schäft muss auch für ausländische Bestel-
ler möglich sein. 
Die Lieferkonditionen sollten Sie an Ihre
Liefergebiete anpassen, hier sind länder-
spezifische Konditionen weiterhin mög-
lich. Sie müssen nur für alle Kunden nutz-
bar sein. So muss z. B. ein französischer
Kunde eine Lieferung nach Belgien
erhalten, wenn Sie nur Lieferungen inner-
halb Deutschlands und in die Be-Ne-Lux-
Staaten anbieten.
Praxistipp: Während des Bestellprozes-
ses muss es möglich sein, eine von der
Rechnungsadresse abweichende Liefer-
adresse in die Länder, in die Sie liefern,
anzugeben.

Es ist gut möglich, dass sich neue
Geschäftsmodelle in Bereich des Trans-
portwesens entwickeln. Vielleicht eine
Möglichkeit, ein zusätzliches Standbein
aufzubauen. 

Zahlungsweisen
Das Oberlandesgericht Karlsruhe hat
schon vor längerem entschieden, dass
Zahlungen von ausländischen Konten
aus EU-Mitgliedsstaaten von deutschen
Händlern akzeptiert werden müssen
(Az. 9 VO 260/2012 - Revision beim
Bundesgerichtshof unter I ZR 93/18).
Ab 3. Dezember dürfen Sie als Händler
keine unterschiedlichen Zahlungsbedin-
gungen anbieten, wenn die Bedingungen
von der Staatsangehörigkeit, dem Wohn-
ort, dem Standort des Kontos, der Nie-
derlassung des Zahlungsdienstleisters
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oder des Ausstellungsortes des Zahlungs-
instrumentes abhängen (Art. 5 Abs. 1).
Betroffen sind nur Zahlungen, die elektro-
nisch innerhalb derselben Zahlungsmar-
ke und Kategorie erfolgen, die sog. star-
ke  Kundenauthentifizierung si chergestellt
ist und die Zahlung in einer vom Händler
akzeptierten Währung erfolgt. Als Händ-
ler können Sie also weiterhin entschei-
den, welche Zahlungsmethoden Sie
akzeptieren. Wenn Sie z.B. Kreditkarten
akzeptieren, dann muss jeder mit Kredit-
karte bezahlen können, egal aus wel-
chem EU-Land. Sie können aber weiterhin
bestimmte Kreditkarten ausschließen oder
festlegen, dass Sie private Karten akzep-
tieren, Firmenkarten aber nicht.
Wenn objektive Gründe vorliegen, z.B.
berechtigte Zweifel an der Kreditwürdig-
keit, dann kann die Ware bis zur Bestä-
tigung der Zahlung zurückgehalten wer-
den. Auch Vorauszahlungen durch Über-
weisung können gefordert werden. Aber
niemals pauschal aufgrund des Her-
kunftslandes, sondern immer auf den
Einzelfall bezogen.

Sanktionen
Die Mitgliedsstaaten sind von der EU
verpflichtet worden, im Falle der Nicht-
beachtung empfindliche Strafen zu ver-

hängen. In Deutschland wird das Tele-
kommunikationsgesetz angepasst und
ergänzt. Die Ordnungswidrigkeiten sol-
len je nach Schwere mit bis zu 300.000
Euro Strafe belegt werden. Zuständig
wird die Bundesnetzagentur.

Probleme in der Praxis
Es gibt in den EU-Staaten sehr viele
unterschiedliche Regelungen im Ver-
tragsrecht, zum Beispiel im Bereich Ge -
währleistung oder auch bei  Zahlungsbe-
dingungen, die oftmals eine Ungleichbe-
handlung fordern. Möglich ist diese ab
Dezember nur noch, wenn sie nicht dis-
kriminierend ist. Die Gerichte werden
hier Klarheit schaffen müssen, was Dis-
kriminierung ist und was nicht. Ein weite-
res Feld, auf dem Rechtsunsicherheit
geschaffen wird.
Die EU-Politiker konnten bislang keine
Harmonisierung des Vertragsrechtes er -
reichen, jetzt müssen die Händler sich im
Dschungel unterschiedlicher Vorgaben
einen möglichst sicheren Weg bahnen.

Was sollten Sie machen?
Passen Sie Ihren Shop an folgende Erfor-
dernisse an:
l Akzeptanz von ausländischen Rech-

nungsanschriften,

l Akzeptanz von Zahlungsmethoden 
ohne Diskriminierung,

l sollte Ihr Shop mehrsprachig sein, 
prüfen Sie, ob Weiterleitungen nötig 
sind, um unterschiedliche gesetzliche 
Vorgaben zu erfüllen.

l Falls keine Weiterleitungen erforder-
lich sind, schalten Sie diese ab und 
bieten den Kunden die Möglichkeit, 
aktiv die gewünschte Sprache auszu-
wählen.

l Prüfen Sie, ob Sie ggf. Lieferbe-
schränkungen einführen.

l Sollten Sie abgemahnt werden, holen 
Sie unbedingt vor der Zahlung juristi-
schen Rat ein.

Sollten Sie die Geoblocking-Verordnung
ignorieren, laufen Sie Gefahr, abge-
mahnt zu werden, da die neuen Bestim-
mungen als Marktzugangsregelungen
im Sinne des § 3 a UWG gelten dürften. 

Ziel der EU-Parlamentarier ist es, eine
weitestgehende Harmonisierung im EU-
Raum zu erreichen. Dies bedeutet, dass
in zwei Jahren eine Überprüfung der
Verordnung geplant ist, um dann weitere
Maßnahmen einzuleiten. 
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